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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf  die  Kleine  Anfrage  der  Abgeordneten  Katja  Dörner,  Ekin  Deligöz,  Kai  Gehring,
 weiterer Abgeordneter und der Fraktion  BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
 – Drucksache 17/5813 –

 Beraterverträge und externe Expertisen im Geschäftsbereich des
 Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Aufgaben  der  Verwaltung  sollten  grundsätzlich  durch  ihre  Angestellten  erledigt
 werden.  Nur  wenn  abgegrenzte  und  schwierige  Sachfragen  zu  klären  sind,  die
 mit  „eigenem“  Personal  nicht  ausreichend  beantwortet  oder  beurteilt  werden
 können,  ist  die  Beauftragung  externer  Beratung  möglich.  Die  Bundeshaushalts-
 ordnung schreibt die Beachtung von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit vor.

 Darüber  hinaus  fordert  sie,  dass  der  Vergabe  eine  öffentliche  Ausschreibung  vo-
 rausgehen  muss,  sofern  nicht  die  Natur  des  Geschäfts  oder  besondere  Umstände
 eine Ausnahme rechtfertigen.

 Vergaben

 1.  Welche  Gutachten,  Beraterverträge  und  Aufträge  für  externe  Expertisen
 wurden  wann,  mit  wem  und  in  welcher  Höhe  in  der  laufenden  Legislatur-
 periode  im  Geschäftsbereich  des  Bundesministeriums  für  Familie,  Senioren,
 Frauen und Jugend (BMFSFJ) abgeschlossen?

 2.  Welche  Abteilung  oder  nachgeordnete  Behörde  des  BMFSFJ  bearbeiteten
 und  gaben  den  Auftrag  für  das  jeweilige  Gutachten,  Beraterverträge  und
 Aufträge für externe Expertisen?

 3.  Welche  Gutachten,  Beraterverträge  und  externe  Expertisen  befinden  sich  bis
 wann,  mit  wem  und  in  welcher  Höhe  derzeit  in  Planung  und  werden  in  der
 laufenden  Legislaturperiode  im  Geschäftsbereich  des  BMFSFJ  abgeschlos-
 sen?

 4.  Welche  Abteilung  oder  nachgeordnete  Behörde  des  BMFSFJ  gibt  voraus-
 sichtlich  den  Auftrag  für  das  jeweilige  Gutachten,  Beraterverträge  und  ex-
 terne Expertisen?
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5.  Welche  noch  laufenden  Gutachten,  Beraterverträge  und  externen  Experti-
 sen  aus  den  vergangenen  Legislaturperioden  wurden  wann,  mit  wem  und
 in welcher Höhe im Geschäftsbereich des BMFSFJ abgeschlossen?

 6.  Welche  Abteilung  oder  nachgeordnete  Behörde  des  BMFSFJ  gab  den  Auf-
 trag für das jeweilige Gutachten, Beraterverträge und externe Expertisen?

 7.  Welche  der  Gutachten,  Beraterverträge  und  externen  Expertisen  wurden
 bzw.  werden  im  Geschäftsbereich  des  BMFSFJ  öffentlich  ausgeschrieben?

 9.  Welche  Gutachten,  Beraterverträge  und  externen  Expertisen  wurden  bzw.
 werden nicht öffentlich ausgeschrieben?

 10.  Wie  begründet  die  Bundesregierung  für  Gutachten,  Beraterverträge  und
 externe  Expertisen  ohne  Ausschreibung  im  Geschäftsbereich  des  BMFSFJ
 den jeweiligen Wegfall der Ausschreibung?

 11.  Welche  der  Gutachten,  Beraterverträge  und  externen  Expertisen  zu  Frage  1
 wurden  dem  Ausschuss  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Jugend  oder
 dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages vorgelegt?

 12.  Welche  Gutachten  zu  Frage  1,  die  aus  Beraterverträgen  und  externen  Ex-
 pertisen  entstanden,  wurden  veröffentlicht  bzw.  dem  Ausschuss  für  Fami-
 lie,  Senioren,  Frauen  und  Jugend  des  Deutschen  Bundestages  zugeleitet
 bzw. zur Kenntnis übergeben?

 13.  Bei  welchen  Gutachten,  die  aus  Beraterverträgen  und  externen  Expertisen
 entstanden,  weicht  Veröffentlichung  bzw.  Zuleitung  zur  Kenntnis  an  den
 Ausschuss  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Jugend  des  Deutschen  Bun-
 destages  aus  welchem  Grund  um  mehr  als  sechs  Monate  vom  vertraglich
 vereinbarten Projektende ab?

 14.  In  welchen  Fällen  wurde  aus  welchem  Grund  auf  eine  Veröffentlichung
 bzw.  Zuleitung  zur  Kenntnis  an  den  Ausschuss  für  Familie,  Senioren,
 Frauen und Jugend des Deutschen Bundestages verzichtet?

 Die  Fragen  1  bis  7  und  9  bis  14  werden  aufgrund  des  Sachzusammenhangs
 zusammen beantwortet.

 Bei  der  Beantwortung  der  Kleinen  Anfrage  hat  sich  das  Bundesministerium  an
 die  Definition  des  Begriffs  „externe  Beratungsleistungen“  in  der  Anlage  2  zum
 Haushaltsausführungsschreiben  des  Bundesministeriums  der  Finanzen  vom
 17.  Dezember  2010  –  II  A  2  –  1200/10/10113  auf  Basis  des  Beschlusses  des
 Haushaltsausschusses  des  Deutschen  Bundestages  vom  28.  Juni  2006  orientiert.
 Auf  Grund  der  besseren  Übersicht  sind  die  Antworten  zu  den  einzelnen  Fragen
 in einer Tabellenform zusammengefasst worden, die als Anlage 1 beigefügt ist.

 8.  Welche  Kriterien  werden  den  Ausschreibungen  zugrunde  gelegt,  welche
 sind maßgeblich, und aus welchem Grund?

 Bei  Beschaffungen  von  Leistungen  ist  das  Bundesministerium  für  Familie,
 Senioren,  Frauen  und  Jugend  als  öffentlicher  Auftraggeber  an  die  Regelungen
 des Vergaberechts gebunden.

 Das  ist  insbesondere  §  97  ff.  des  Gesetzes  gegen  Wettbewerbsbeschränkungen
 (GWB),  die  Verordnung  über  die  Vergabe  öffentlicher  Aufträge  (VgV)  sowie
 den Vergabe- und Vertragsordnungen (VOB/A, VOL/A, VOF).
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Gemäß  §  3  Absatz  5  Buchstabe  i  VOL/A  hat  das  BMFSFJ  folgende  Ausfüh-
 rungsbestimmungen  zugelassen:  Im  Geschäftsbereich  können  Leistungen  bis  zu
 einem  Höchstwert  von  8  000  Euro  (ohne  Umsatzsteuer)  freihändig  vergeben
 werden.  Für  die  Vergabe  von  Forschungsvorhaben  und  Gutachten  gilt  der
 Höchstwert  von  16  000  Euro  (ohne  Umsatzsteuer).  Die  Haushaltsgrundsätze
 von  Wirtschaftlichkeit  und  Sparsamkeit  sind  zu  beachten.  Es  sind  grundsätzlich
 drei  Vergleichsangebote  einzuholen.  Das  Ergebnis  der  Preisermittlung  ist  akten-
 kundig zu machen.

 Die  Vergabeverfahren  des  Bundes  in  den  Jahren  2009  und  2010  wurden  durch
 Beschluss  des  Bundeskabinetts  vom  27.  Januar  2009  für  Aufträge  unterhalb  der
 Schwellenwerte  vereinfacht.  Demnach  konnten  Aufträge  bis  zu  einer  Wert-
 grenze von 100  000 Euro freihändig oder beschränkt vergeben werden.

 Beiräte

 15.  Welche  Beiräte  gibt  es  im  Geschäftsbereich  des  BMFSFJ,  mit  welcher
 Aufgabenbeschreibung?

 16.  Welche  jährlichen  Kosten  entstehen  dem  Bund  durch  Beiräte  im  Ge-
 schäftsbereich des BMFSFJ?

 Auf  Grund  der  besseren  Übersicht  sind  die  Antworten  zu  den  beiden  Fragen  in
 einer Tabelle zusammengefasst worden, die als Anlage 2 beigefügt ist.

 17.  Welche  jährlichen  und  gesamten  Kosten  entstehen  durch  die  Arbeit  des
 „Zukunftsrates Familie“ des BMFSFJ?

 Die  Gesamtkosten  der  Arbeit  des  Zukunftsrates  sind  für  2010  und  2011  mit
 1  495  830 Euro als Vertragssumme angesetzt.

 18.  Welche  Aufgabe  und  Zielrichtung  hat  der  „Zukunftsrat  Familie“  im  Ge-
 gensatz  oder  in  Ergänzung  zum  Wissenschaftlichen  Beirat  und  zum  Kom-
 petenzzentrum für Familienleistungen?

 Die  Geschäftsstelle  des  „Zukunftsrats  Familie“  erbringt  für  das  BMFSFJ  wis-
 senschaftliche  Dienstleistungen  zu  aktuellen  ökonomischen  und  sozialwissen-
 schaftlichen  Fragen  der  laufenden  Familienpolitik,  insbesondere  in  Form  von
 Recherchen,  Datenauswertungen  und  Berechnungen.  Ergebnisse  werden  teil-
 weise als Dossiers veröffentlicht.

 Der  Wissenschaftliche  Beirat  für  Familienfragen  beim  BMFSFJ  hingegen  berät
 das  Bundesministerium  als  Expertengremium  zu  vorwiegend  mittel-  und  lang-
 fristigen  Fragen.  Seine  Mitglieder  sind  unabhängig  und  ehrenamtlich  tätig.  Der
 Beirat wurde in seiner jetzigen Form 1970 gegründet.

 19.  Auf  welcher  rechtlichen  Grundlage  wurde  der  „Zukunftsrat  Familie“  ein-
 berufen,  und  nach  welchen  Kriterien  erfolgte  die  Berufung  bzw.  Einset-
 zung der Mitglieder und Mitarbeiter?

 Der  Auftrag  zur  Führung  der  Geschäftsstelle  des  „Zukunftsrats  Familie“  wurde
 in  einem  europaweiten  offenen  Verfahren  ausgeschrieben  und  vergeben.  Die
 Mitglieder  des  Zukunftsrats  werden  unter  Beachtung  wettbewerblicher  Grund-
 sätze  individuell  und  fallweise  als  Experten  um  die  Einbringung  ihrer  Kompe-
 tenz gebeten.
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20.  Wie  viele  und  welche  (Auftragsgegenstand,  Laufzeit,  Auftragsvolumen)
 Gutachten,  Beraterverträge  und  externen  Expertisen  wurden  zur  Evaluation
 familienpolitischer  Leistungen  seit  2006  in  Auftrag  gegeben,  und  welche
 sind in Planung?

 Im Einzelnen wurden seit 2006 evaluiert:

 ●  Rambøll  Management  (2008):  Das  Gesetz  zum  Elterngeld-  und  zur  Elternzeit
 im  internationalen,  insbesondere  europäischen  Vergleich.  Vergleichskapitel.
 Studie im Auftrag des BMFSFJ, Berlin;

 ●  Rheinisch-Westfälisches  Institut  für  Wirtschaftsforschung  (2008):  Evalua-
 tion  des  Gesetzes  zum  Elterngeld  und  zur  Elternzeit.  Studie  im  Auftrag  des
 BMFSFJ, Essen;

 ●  ergänzend:  Rheinisch-Westfälisches  Institut  für  Wirtschaftsforschung
 (2009):  Evaluationsbericht  Bundeselterngeld-  und  Elternzeitgesetz  2009.
 Studie im Auftrag des BMFSFJ, Essen;

 ●  2009:  Evaluierung  des  Kinderzuschlags  durch  die  forsa  Gesellschaft  für
 Sozialforschung;

 ●  seit  2010  läuft  zudem  das  Monitoring  Elterngeld  und  Elternzeit;  beauftragt  ist
 das  Deutsche  Institut  für  Wirtschaftsforschung,  vgl.  insoweit  die  Tabelle  in
 der Anlage 1.

 21.  Nach  welchen  fachlichen  Kriterien  und  von  wem  werden  die  Mitglieder
 des  Bundesjugendkuratoriums  ausgewählt,  und  welche  Gegenleistung
 oder  Vergütung  erhalten  die  Mitglieder,  die  Vorsitzende/der  Vorsitzende
 und ihre/seine Stellvertreterinnen bzw. seine Stellvertreter?

 Das  Bundesjugendkuratorium  (BJK)  ist  ein  Sachverständigengremium  der  Bun-
 desregierung.  Die  Mitglieder  sind  Expertinnen  und  Experten  aus  Politik,  Ver-
 waltung,  Verbänden  und  Wissenschaft.  Die  Zusammensetzung  erfolgt  gemäß
 den  thematischen  Schwerpunkten  gemäß  dem  Koalitionsvertrag  zwischen  CDU,
 CSU  und  FDP  und  nach  den  strategischen  Zielen  des  BMFSFJ.  Die  Auswahl  der
 einzelnen  Mitglieder  erfolgt  durch  das  BMFSFJ  in  Abstimmung  mit  den  Bun-
 desministerien.  Die  Berufung  erfolgt  nach  §  83  Absatz  2  des  Achten  Buches  So-
 zialgesetzbuch  (SGB  VIII  –  Kinder-  und  Jugendhilfe)  durch  Kabinettsbeschluss.

 Die  Mitglieder,  Vorsitzenden  und  Stellvertretenden  erhalten  keine  Vergütung
 und  keine  Gegenleistung.  Gezahlt  werden  lediglich  Reisekosten,  Tagegelder  und
 Sitzungsentschädigungen. Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 22 verwiesen.

 22.  Welche  Auslagen  werden  den  Mitgliedern  des  Bundesjugendkuratoriums
 zur Wahrnehmung ihrer Tätigkeit erstattet?

 Gemäß  den  Bestimmungen  des  Bundesreisekostengesetzes  werden  Reisekosten
 erstattet  und  ein  Tagegeld  gezahlt.  Des  Weiteren  wird  eine  Sitzungsentschädi-
 gung gemäß den Beiratsrichtlinien gezahlt.

 23.  Welche  Mitglieder  des  Bundesjugendkuratoriums  haben  in  dieser  Wahl-
 periode  einen  Vertrag  mit  dem  BMFSFJ  zur  Erbringung  einer  Expertise,
 eines  Gutachtens,  einer  Beratungsleistung  oder  einer  vergleichbaren  Leis-
 tung (bitte Namen, Leistung und Höhe der Vergütung ausführen)?

 Professor Dr. Ahmed Toprak, siehe Anlage 1.
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24.  Welche  Stellungnahmen  hat  das  Bundesjugendkuratorium  seit  2009  ver-
 fasst, und welche dieser Stellungnahmen wurden veröffentlicht?

 Welche Stellungnahmen wurden warum nicht veröffentlicht?

 Die  folgenden  Stellungnahmen  (www.bundesjugendkuratorium.de)  wurden  2009
 vom BJK veröffentlicht, das für die 16. Legislaturperiode berufen worden war:

 ●  September 2009:  Schlaue  Mädchen  –  Dumme  Jungen?  Gegen  Verkürzungen
 im aktuellen Geschlechterdiskurs

 ●  August 2009:  Kinderarmut  in  Deutschland:  Eine  drängende  Handlungs-
 aufforderung an die Politik

 ●  Juni 2009:  Partizipation  von  Kindern  und  Jugendlichen  –  Zwischen
 Anspruch und Wirklichkeit

 ●  Mai 2009:  Zur  Neupositionierung  von  Jugendpolitik:  Notwendigkeit
 und Stolpersteine.

 Es wurde keine Stellungnahmen verfasst, die nicht veröffentlicht worden sind.
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